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4. Punkt: BerIcht des Rechtsausschusses und des
Finanzausschusses über den Gesetzentwurf (Beila­
ge 95), mit dem das Landesbeamtengesetz 1978 er­
gänzt wird (1. Ergänzung zum Landesbeamtenge-

setz 1978) (ZI. 13 - 53) (Beilage 1OS)

5. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den
Gesetzentwurf (Beilage 96), mit dem das' Landesbe­
amtengesetz 1978 geändert wird (1. Novelle zum Lan­
desbeamtengesetz 1978) (ZI. 13 - 54) (Beilage 106)

6. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des
Finanzausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage
99), mit dem das Gemeindebedienstetengesetz 1971
geändert wird (1. Novelle zum Gemeindebedienste-

tengesetz 1971) (ZI. 13 - 57) (Beilage 107)

7. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den
Gesetzentwurf (Beilage 97), mit dem das Gemeinde­

sanitätsgesetz 1971 geändert wird (ZI. 13 - 55)
(Beilage 108)

Präsident: Berichterstatter zum 4. Punkt der Ta­
gesordnun,g, dem Bericht des Rechtsausschusses
über den Gesetzentwurf, mit dem das Landesbeam­
tengesetz 1978 ergänzt wird (1. Ergänzung zum Lan­
desbeamtengesetz 1978) (ZI. 13 - 54), zum 5. Punkt
der Tagesordnung, zum Bericht des Rechtsausschus­
ses über den Gesetzentwurf. mit dem das Landes~

beamtengesetz geändert w~rd (1. Novel·le zum Lan­
desbeamtengesetz 1978) (ZI. 13 - 54), sowie zum
6. Punkt der Tagesordnung, dem Bericht des Rechts~

ausschusses und des Finanzausschusses über den
Gesetzentwurf, mit dem das Gemeindebed;ensteten­
gesetz 1971 geändert wird (1. Novelle zum Gemein­
debedienstetengesetz 1971) (ZI. 13 - 57), ist jeweils
Herr Abgeofldneter Sipötz.

Der Herr Abg,eordnete Dr. Dax ist der B'ericht­
erstatter zum 7. Punkt der Tagesol1dnung, <lern Be­
richt des Rechtsausschlusses über den Gesetzent­
wurl, mit dem das Gemeindesallitätsgesetz 1971 ge­
ändert wird (ZI. 13- 55).

Auch bei der Behandlung dieser vier Tages­
ordnungspunkte schlage ·ich vor, die Gener.al- und
Spezialdebatte in einem abZ1uführen. Er-hebt sich
dagegen ein Einwand? - D.as ist nicht der Fall.
Mein Vorschlag ist diaher angenommen.

Ich bitte nun Herrn Abgeordneten Sipötz um sei­
nen Bericht Zlum 4., 5. und 6. Punkt der Tages­
ordnung.

Berichte'rstatter Sipötz: Herrr Präsidentl Meine
Damen und Herren I Dem Hohen Haus liegt 'mit der
Vorlage 13 - 53 eine E~gänzung ~um Landesbeam­
tengesetz 1978 vor. Das Landesbeamtengesetz 1978
bestimmt im Paragraph 2 Absatz 1, daß sämtliche,
für das Dienstrecht der Bundesbeamten ge~tenden

Bestimmungen auch für den Landesbereich Über­
nommen werden sollen. Um diese AutomaUk zu
wahren, ist es erforder~ich, neue Bundesgesetze
dienstrechtl~ichen Inhalts durch Landesgesetz auch
für Landesbeamte anwendbar zu erklären.

Oie Vorlage 15 - 53 bezieht ·sich vor altem auf
d.ie 33. und 35. Gehaltsgr9setznoveJ;le, i;n der d.ie Be­
~Üge der ·Beamten mit 1. Jänner Jeden J,ahres ange­
hoben wurden, wobei dafür bereits VorschÜsse ge­
leistet wurden. Weiters auf die Novel·le zur Reisege­
bührerwerordnung, in der das KHometergeld tür die
Beamten neu fest.ge~egt wurde. Außerdem wul'1de in
der 6. Pensionsges.etz-Novelle. die in der 31. Ge­
haltsgesetznovelrle festg·el,egte, etappenweise Erhö­
hung des Pensionsbeitrages für ,Beamte.von fünf auf
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sieben Prozent in vier Etappen Rechnung ,g'etra-gen
und IletzUich wurden die Bestimmungen des Beamten­
Dienstrechtsgesetze:s 1979, die vor ·allem Vorschl'liften
über den Übertritt und <He Versetzung ,in den R,uhe­
stand, über dr.e Außer.d'ienststellung und die Auflösung
des Dienstverhältnisses, ,über ,die Nebentätigkeit, die
V,erse~ung, die oDienstz:uteilung und vor allem Über
die Dienstpflicht des Beamten enthält, übel'lnommen.
Ausgenommen sind ledi,glich die Bestimmungen über
die Zusammensetzsung der Leistungsfeststellungs­
~ommissi-on, der DisZlipHnarkommi'Ssion und der Dis­
2liplinaroberkommi-ssion. Hiier gelten weiterhin die
landesgesetzlichen Regelungen. Das oßeamten-D,ienst­
rechtsgesetz 1979 ist mit 1.1.1980 in Kraft getreten;
für die Landesbeamten .sollen die neuen Bestim­
mungen mit 1. 7. 1980 wirklsam werden.

Die Vorlage 13 - 54 sieht eine Änderung des
Landesbeamtengesetzes 1978 vor. Hier .geht es vor
allem auch daroum, daß das Landesbeamtengesetz
1978 bestimmt, daß sämtliche für das Dienstr:echt der
Bundesbeamtengeltenden Bestimmungen auch auf
Landesbeamten ihre Anwendung finden sollen. Nach­
dem mit 1. 1. 1980 das Beamten-Dienstrechtsgesetz
-in Kraft getreten ist, sollen diese -Bestimmungen auch
4n das Landesbeamteng:esetz übe,rstel,lt werden. Es
Q'eht hi-er vor allem um die Bestimmungen über die
Freistellung ",on Beamten, die ein öffentUch:es Man­
dat ausüben. Durch dies,e neuen Bestimmungen ent­
fällt in Zukunft die Sonderbestimmung im Parag:raph
12 des Landesbeamtengesetzes 1978 Über die ~u­

ßerdienststellung von Landesbeamten.

Die dritte V,orl,age 1st die 1. Novelle zum Ge­
meindebedienstetengesetz 1971. Seit di,es'em Zeit­
punkt sind zahlreiche Änderungen eingetreten; Än­
derungen der Dienstrechtskompetenzen auf Grund
der B:undesverfassungsgiesetznovelle 1974 sowie
zahlreiche Änderungen der diensUichen Vorschr:iften
durch B.undes- und Landesgesetze. Hi,er sollen auch
die f,ür die Gemeindebediensteten maßgeblichen Be­
stimmungenin das Gemeindebedienstetengesetz
rÜbernommen werden.

Der Bechts- und der Fin'anz8!usschuß haben In
,ihren heuti:gen Sitzungen die einzelnen Gesetzesvor­
,lagen beraten und 'empfehlen dem Hohen Haus die
unveränderte Annahme di\eser drei Vorlagen.

Präsident: Ich ,ersuche nunmehr Herrn Abgeord­
neten Dr. Dax um seinen Bericht.

Berichterstatter Dr. Dax: Herr PräsidentI Hohes
Haus! Meine Damen .und Herren I Durch die heute zu
beschUeßende 1. Ergän~ung des Landesbeamten­
gesetzes 1978 wird das Beamten-Dienstrechtsgesetz
1979 mit den eben angeführten Abände'rungen auch
für die Landesbeamten für verbindJ,ich erklärt. Da­
durch -ist die textliche Anpassung elni-g:er Paragra­
phe des Goemeinde'sanitätsgesetzes an diese neuen
dienstr-echttichen Vorsch~~ften notwendig. Die 1. No­
~elle ~um Gemeindesanitätsgesetz sieht außerdem
die Neuformullel1ung zwei,er Paragraphe vor, die da­
durch erforderlich wird, daß nach den neuen dIenst­
rechtlichen Bestimmungen ketne Unterscheidung

zwischen Versettung ein den dauernden und Verset­
zung inden zeitlichen Buhestand mehr vorgesehen
,ist. Inhal-tliche Änder.ungen des G-emeindesanitäts­
19:esetzes ergeben sich durch die vor:gesehene No­
vene nicht.

Der Rechtsausschuß hat sich in seiner heutigen
SitzJung mit diesem Gesetzentwurf befaßt und be­
,antragt, diesen unverändert anzunehmen.

Präsident: Zum Wort ,gemeldet ist der Heror Ab­
,geordnete Dip!. Ing. Karai!. Ich artei-I'e les ,ihm.

Abgeordneter .Dip!. Ing. Karall (öVP): He'rr Prä­
,sidentl Hohes Hausl Meine Damen und Herren! Es
I-iegt heute wahrlich ein großes Paket dem Hohen
Hause zur 'Beratung vor. Wir aHe :haben nach 'bestem
,Wi'ssen und Gew,issen versucht, ,die paar Blätter, die
·jedoch ei'nen wesentlichen Inhalt haben, uns zu Ge­
mÜte zuführen und dann doch auch vielleicht über
die Bedienstertengruppen, d4e hier betroffen sind,
,e,inige Gedanken uns ZJU m'achen und die Auswirkun­
,gen auf diese Gruppen zu berücksichtigen. Es ist
dies die 1. Ergänzung und die 1. Novelle des Lan­
desbeamteng,esetzes, jener Problemkreis, de-r die
Landesbeamten ·und die Beamten der Freistädte Rust
und Eiosenstadt betrifft. Es ist im Gemeindesanitäts­
,gesetz der Kre-is der Ärzte be<troffen, der -Gemeinde­
ärzte, und es ist letztlich im ,G.emeindebediensteten­
gesetz auch der Kreis aller, in lunseren Gemeinden
oder Gemeindeverbänden angestellten Bediensteten
,in dii'ssen Nove~Uer:ungspro,zeß miteingeschlossen.
Nun wissen wir, daß neben vielen ,anderen Gründen,
dIe in di-esen Gesetzen auch ang'eführt sind. die
Hauptursache dar.in I-iegt, daß das Beamtend·ienst­
r-echtsgesetz :im -Bund verabschiedet wurde und nun
bei uns dri,e entsprechende Anpassung erfolgen soll.
Das Bundesbe'amtendienstrech~sg'esetz, das am 27.
J,uli 1979 im Par,lament einstimmig beschlossen wur­
de und dessen Wirksamkeit, 'wi·e wir gehört haben,
schon mit 1. 1. 1980 'eingetreten ist, hat natürlich
seine Auswirklung'en selbstverständlich auch auf die
von mir ,genannten Bedienstetenkreise.

Nach langjähr:igen und ·intensiven Verhandlun­
gen, möchte ,ich sagen, zwischen Bund und der Ge­
werkschaftdes öffentJ.ichen Dienstes in Wien, ist nun
ein modernes, le·istung;sf:ähiges -und aber auch zeU­
gemäßes Beamtendienstr·echt geschaffen worden. Es
ersetzt damit die ehrwürdige Dienstpragmatik des
Jahres 1914, die Lehrerdienstpragmatik, die nur um
drei Jahre jünger ,ist, und I·etztlich auch das Gehalts­
überle.itungsgesetz des Jahres 1947. Ich .gloaube, daß
man solch ,e,inem Gesetzeswerk, wie 'es die D.ienst­
pragmaNk gewesen 'ist, die mehr als 66 Jahre hin­
durch den Bundesbediensteten, den Landes- und
Geme,indebediensteten alls Dienstrecht ,gegolten hat.
aber auch dem Dienstgeber ,ein'e sehr wertvolle Le.it-·
schnur gewesen 'ist, aus Antaß des Obertr,ittes in den
Ruhestand, möchte ich sagen, doch -auch Dank und
Anerkennung zoHen 'Sollte. Speziell jenen Bedienste­
ten, d.ie damals trotz einiger Novellen, die in der
Zwischenzeit erfolg,t sind, doch ein sehr, seh.r ZIU­

kunftsreichendes Gesetz ,geschaffen haben. Desha4b
bezeichne ich diesen heutigen Schritt als einen hl-
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storischen Schritt, der die Arbeiten der Monarch·ie
im Jahre 1914 würdigen soll, ohne dabei zu Über­
sehen, was in der Zwischenzeit an Veränderungen
notwendig geworden ist, um ein neues Dienstrecht
zu schaffen.

D.e neuen Vorstellungen Über den Beamten, die
Stellung des Beamten, seine Rechte, seine PfUch­
ten, die ,Begr,iffe G~ehorsam, Amtsverschwieg,enheit,
passen denn die noch ,in eine, Gesellschaft, die sich
so rasch entwickelt? Ist es noch ·immer jener Staat,
der -damals all diese Dinge verlangt hat? Oder i,st
es schon der Aufbau der heuUgen Gebietskörper­
schaften, der il1!haltlich eine VerändeJ1ung dieses sei­
ner2leitigen Gesetiles verlangt, weil nicht mehr die
Hoheitsverwaltung allein die Dominante lin unseren
DienststeHen und Behörden Ist, sondern weB die
Auftragsverwaltung, genauso wie di,e Privatwirt­
schaftsverwaltung, ein derartrges Ausmaß ·angenom­
men haben, und dadurch praktisch aus einem Ver­
waltungsstaat ei.n Staat mit anderen Akzenten ge­
worden list; sei es ,auf dem Bereich des Baues von
Stf1aßen und Spitälern. Die Entwicklung ,ging in Rich­
tung leistung'sfähig orientierter Soz..alstaat.

Aus di'esem Entwicklungsprozeß, der sich in den
letzten Jahrzehnten ergeben hat, fo,lg,te zwangsläu­
Hg die NotwencHg~it, das Verhältnis des Beamten
zum Staat be2liehungsweise das Verhältnis des
StaatsgebHdes, zu -seiinen Bediensteten, welche die
Staatsaufgaben ~u erfüllen haben, letztlich ZlU über­
prüfen. Eis geht -um nichts Geringeres als um die
Frage des Bel1ufsbeamtentums. Es geht Überhaupt
um ·die Frage der Grenzen und der Möglichkeiten
in .den partnerschafUichen Beziehungen zwischen
Dienst\geber ·und Di.enstnehmer, dle ·auf dem Privat­
sektore.n br-eites Feld der Di,s~ussion und der Ge­
se'ttwerdung eingenommen haben.

Meine Damen und Herren, um es g,leich vor­
wegzunehmen: Für das Funktionieren des Rechts­
staates ist die Inst·itut,ion des .Beru,fsbeamtentums
ei,ne wesentliche Voraussetzung. Ich persönl,ich kann
es mir ,gar nicht anders vorstellen und möchte sa­
gen, daß di·e Institution des ,Berufsbeamtentums die
Garantie, für eine ordentliche Verwaltung in einem
Re~htsstaat ist. (Beifall bei der öVP.) Auch dann,
meine Damen und Herren, wenn man sich ein biß­
ehen genauer umsieht und die Prakt~ken in den
Bundesministerien betrachtet, wo man gerade jetzt
in {jer Zeit der SPÖ-Alleinreglerung, sehr bewußt
nicht mehr Beamte mit dieser besonderen Verpflich­
tung zum Vater Staat hin einsetzt, sondern, wo man
glaubt, daß man durch Sonderverträge Vertragsbe­
dienstete installieren kann, die in die Kommando­
zentralen gesetzt werden, um von dort dann dem
Beamtenstand die "entsprechenden" Weisungen
oder "sonstigen Anordnungen" zu geben. Manchmal
heißen djese Dinge auch Emprehlung. Ich möchte
jetzt und hier nicht auf alle jene Bereiche der wis­
senschtaftUchen Literatur h~nwetsen, die sich mit der
Problematik der Zulässigkeitsolch einer Vorgangs­
weise beschäftigen. Ich möchte aber, Hohes Haus,
hier eindeutigerk·lä-ren: Der Berufsbeamte oder die

B.erufsbeamten sind nicht Befeh'.sempfänger, sind
nicht Handlanger politischer 'Organe, sie ,sind Part­
ner der poliHschen Organe.

Ich weiß sehr wohl, daß nlln -im Paragraph 43
des Beamtendienstrechtsgesetzes die ErfüUung der
d~n Beamten Übertragenen Staaisaufgaben ·normiert
Wird, und zwar in ·einer Art und Weise -normiert wird.
daß der Beamte verpflichtet 1st, seinen Dienst seine
D-.,enstesaufgaben unter Beachtung der geltenden
Rechtsordnung treu, gewissenhaft und 'unparteilich
zu besorgen. Dies bedeutet, daß die "alte" Gehor­
samsklausel weiterhin in dieser tFormulie~ung ent­
halten -ist.

Aber -gleichzeitig liefert dieses Beamtendienst·
rechtsgesetz im Par,agraph 44 die Möglich:keit daß
der weisungsgebundene Beamte sich letztlich' auch
gegenÜber den Vorgesetzten bjs zu einem gewissen
Grad absichern kann. Es ist von Haus aus klar daß
ei,nBeamter dann die Weisungen abzulehne~ hat,
wenn sie von einem unzuständigen Organ erlassen
wurden, daß :er sie dann abzulehnen hat, wenn di,ese
Tat s~rafrechtliche Verfolg.ungen auslösen würde. Er
ist aber verpflichtet, gesetzWidrige Weisungen des
Vorgesetzten zu erf.üUen. Dieser Umstand stellte
bei den Ver:handlungen ein sehr großes Problem
sowohl für d·ie Gewerkschaft wie ~ür den Dienstge­
ber dar. Und ichtr.eue mich, daß es zu einer Lösung
gekommen ist, die darauf basiert, daß jeder Beamte
veropflichtet .st, dann, wenn er 'in der Weisung des
Vorogesetzten den Verdacht einer gesetzwidrigen
Handlung sieht, den Vorgesetzten dara,uf aufmerk­
sam zu machen, daß hier eine Gesetzwidl'1igkeit von
,ihm :verlangt wird, und er deshalb ,Beden~en anmel­
det. Der Vorg.esetzte hat sodann zwei Möglichkeiten.
Entweder die Wei·sung schriftlich zu erteilen und so­
mit faktisch seine Haltung zu bekräftigen, oder es
nicht zu tun. Das aber heißt, daß die Weisung als
nicht erteMt 'gilt. Ich 'g,~aube, daß mit dieser Vorgangs­
weise ein sehr vernünftiger Weg .ge'lN'ählt wurde, so­
wohl fÜr die Machtträger des Staates als auch für
den Beamten. Denn der Berufsbelamte hat auch in
kritischen Situationen darauf zu achten, ·daß die be­
stehende Rechtsordnung eingehalten wird. Desha,lb
gefällt mdr auch ein Erkenntnis des Deutschen Bun­
desverfassungsdienstes aus dem Jahre 1957 so gut.
Dort steht geschr.ieben: ,,:Das Berufsbeamtentum ist
eine !Institution, welche auf Sachwissen, auf fach­
liche Leistung und 'loya,ler PUichtertüllung begründet
ist, o'ie eiine stabile VerwaUung ·sichern und damit
einen aus,g·leichenden Faktor Igegenüber den das
Staatsleben gestaltenden polWschen Kräften dar­
stellen sollen."

Meine Damen und Herren I Wer slch den Inhalt
dieser Formulienung z..u Gemüte führt, der wird wis­
sen, was aJ,les darin verpackt ist. Meine Damen und
Herren I Desha.b ist es die Österrelchtsche Volks­
partei, -die sich 'Voll und ganz zum 'Berufsbeamtentum
bekennt! Es :ist der österreichiischen Volkspartei ·ei­
ne Genugtuung, daß die GrundzÜge dieses 'Von mir
geschilderten eerufsbeamtentums,ln diesem nun
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vom Land lag zu übernelmlenden Beamtendienst­
rechtsgesetz zum Durchbruch .gekommens'ind und
el1halten gebtieben sind. Und letztlich begrüßt -es die
österl1etichlsch.e Vo'l'kspartei, daß damU die Rechts­
kontitnuität auch auf diesem schwier-Igen Rechtsge­
biet gewahrt worden ist. Ich meine daher, daß wir
der Gewerkschaft des öffentl~chen Dienstes, dle die­
se schwierigen Verlland~ungen mit der Bundesregie­
r.ung geführt hat, Dank schulden. 'Wi,r sind selbst­
verständlich auch der Bundesregierung dankba·r, daß
sie zu diesem 'Ergebnls gekommen ,ist und fflellen
uns selbstverständlich, daß dieses Beamtendienst­
rechtsgesetz, das ja auch wieder in das nächste
Jahrtausend weisen soU,eine einst4mm1ge Annahme
im Bundesparlament ,gefunden hat.

Nun, meine Damen und Herren, warum betone
ich das eigentlich so besonders? Jst es nicht an und
für sich eine Se~bstverständlichkeit? Ich betone es
deshalb, weil es auch im Burgenland, meine Damen
und Herren der linken Reichshälfte, kritisch,e Situa­
tionen gegeben hat. Kritische Situationen, die Sie
heraufbeschworen haben. Wenn -ich an die Zeit der
Regiel'1ungsbildung nach der Landtagswahl19n den­
ke, als es eine monate~ange Krise gegeben hat.
Wo eine Flut gese~widriger Weisungen und Anord­
nungen auf die Beamtenschaft losgel'assen wurde
und 'wo deshalb der Verf.assung,sgerichtshof von ,uns
,bemüht werden mußte. :Der Verfassungsgerichtshof
hat dann Anordnungen teils wegen Verf,assungs­
beden.klichkeit, teils wegen Gesetzwidri'g'kelt auch
aufgehoben. In dieser schwierigen Zeit hatten die
Beamten des landesdienstes ZlU bestehen. Jedem
einzelnen von ihnen oblag es auf Grond des Treue­
eides der staatlichen Verwaltung gegenüber, vorher
~u prüfen, ob diese Anordnung gesetzeskonform ist
oder nicht. Sehen Sie, meine Damen und Herren.
eine schwierige Situation auch für die Landesbeam­
ten. Ich würde bitten, daß man alsMacht~räger, ·auch
als politische Machtt:räger, einmal versuchen sollte,
sich in die Situation jener hineinzudenken, die die
AnoJ1dnungen, die dte Polaiker treffen, letztl~ch durch­
~ühren müssen.

Ich denke dabei auch an den Bound, wo die SPö
jetzt in einer FöderalismusdisktUssion Zlur Demokrati­
sierung der BezirksverwaUungsbehörden bläst. Nun,
meine namen .und Herren, was ,bedeutet das? Es
bedeutet eine Verpotitisierung :unserer Bez·irkshaupt­
mannschaften. Der BeziJ'lkshauptmann ist der Expo­
nent der mitte~baren B-undesverwalllung, ist der Ex­
ponent der landesverwaltung. Nach meinem Dafür­
halten ist der Bez·irkshauptmann der Garant dafür,
daß die .Rechtssicherheit, aber auch die Rechtskonti­
nuität gewahrt bteibt. Meine Damen und Herren, ich
vermerke die Einschränkung dankbar, Herr KoHege
Stix, daß die SPö-Burglenl~lOd diesen intentionen
nicht ganz folgt. Aber es 'ist nach wie vor der Plan
der Bundessoz'ialisten d'a, eine Zerschlagung dieser
nach metnem Dafürhalten gut ,funktionierenden Ver­
waltungsbehörden auf ihre Fahnen ~u heften.

letZUich möchte ich auch an die Tatsache er­
innern, daß gerade die Landtagsfraktion der öster-

reichischen Volkspartei nach der ,Beschlußfassung
des landesbeamtengesetzes 1978 die .ßesUmmun­
gen des Paragraphen 2 Absatz 2, durch die eine
eigene Sonderbehörde zur Wahrnehmung der Inter·
essen der Verwaltung In I. Instanz eingesetzt wurde,
zum An~aß genommen hat, ZiUm VerfassungsgerJchts­
hof zu gehen. Meine Damen und Herren, deshalb,
weil wir auch dabei wieder der Meinung sind, ~aß
eine einseitige Machtbefugnis an ein Reg,ierungs­
mitglied übertragen wird 'und damU, 4ch möchte fast
sagen, die Ausschaltung, der nach der Verfassung
normi'erten Kompetenz des Regierungskollegmms
gegeben ist. Es W1ird auch auf diesem Gebiet ver­
sucht. die Abhängigkeit des gesamten Beamten­
stand,es ,an die Entscheidung ei,nes einzelnen :Regie­
rungsmitgliedes zu bi'flden und zu verankem. Des­
halb, meine Damen und Hel'lren, kann 4ch es nur
bedauern, daß der Ver1fassungsger~chtshof bisher
nicht entschieden hat. Ich ,g~aube aber, daß auch
djese Frage ,in eine besUmmte rechtspol'itische Rich­
tung weist und daß zur Klärung und Herstellung der
Rechtssicherheit diese Frage für uns, nicht nur rm
Land, sondern überall, wo ähn~iche Dinge konstruiert
wef'lden könnten, von ,besonderer tBedeutung ~st.

Hoher Landtag, desha~b das klare Bekenntnis
der österreichisch!en Votkspart!ei z.um Prinzip der
Rechtsstaatlichkeit, Zlum Pr:inzip des Berufsbeamten­
turns, weU wir der Meinung sindI daß wir das dem
Staatsvolk einfach schutdtg 'Sind und das Staats­
volk selbst höchstes Interesse haben ,muß, diese
beiden ~omponenten, die Rechtsstaatlichkeit und
die <Rechtskontinuler~ichkeit, gesichert zu wissen. S'o
viel, meine Damen und Herren, zu den .prinzipiellen
überlegungen, die man angesichts solch einer hi­
storischen Stunde anstellen muß.

Nun zu den Anmerkungen Im einzelnen und zu
den einzelnen NoveUen. Vorerst aber zu etwas All..
gemeinem, zum Termin der übernahme dieser bun­
desgesetzlich.en Regelungen. Wenn wir heute die 33.
Gehaltsgese~novetie im Rahmen der 1. Ergänzung
des Landesbeamtengesetzes Übernehmen, dann
trägt diese beim Bund als stolzes Datum des Be­
schlusses den 15. 12. 19781 Wir denken dabei auch
daran, daß wir 'heute auf Grund der RGV-NoveHe,
die dasg~eiche Datum trägt, das ~nometergeld re­
geln, das 'unsere Beamten vom 1. Oktober 1978 bis
zum 1. Febl'luar dieses Jahres bereits vorschußweise
erhalten haben. Ab dem 1. Februar dieses Jahres
ist beim B,und schon eine weitere Novelle in Kraft
getreten, die wir auch zu übernehmen haben, wo~

bei es mich ·mit Stolz erffillt, daß mit dieser Novel~

Uepungsergänz.ung dem 'Betreiben der Gewerkschaft
entsprochen wurde. Ich denke daran, daß inzwischen
eineinhalib Jahre ver.gangen sind, seit die vorschuß~

weise Bezugsregelung für die Landesbediensteten
und damit auch für alle ·Bediensteten in den Frel­
städten und in den Gemeinden wirksam 'Wurde und
daß wir erst jetzt das 'regeln, was am 1. 1. 1979 in
Kran getreteni'st, und was mit Wirksamkeit 1. 1.
1980 jetzt al:s die zwei~e Erhöhung durchgezogen
werden soll. Es :Ist dies aber leiderk-eine Sache, die
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bei unseinmal:ig wäre. Ich habe das benm Landes­
beamtengesetz 1978 schon ges-agt, damals war es
nämLich noch ·krasser. Damals haben wir Gesetze be­
schlossen, die beim Bund schon zweieinhalb J·ahre
alt gewesen sind' Ich denke dabei an die 29. Ge­
haltsgesetznovelle, die, genauso wie die RGV-Novel­
le, am 9. J·uni 1976 verabschiedet wur.de,ich denke
heute noch an die 30. Gehaltsgesetzsnrovelle, die aus
dem Jahre 1977 stammt, 1978 übernommen wurde
und bis heute bei den betroffenen Landesbedienste­
ten in verschiedenen Fällen verwaltungsmäßig noch
nicht einmal durchgefÜhrt ist.

Ich glaube, daß es jetzt angebracht list, - und
ich stehe auch nicht -an, Herr Landeshauptmann ­
von seiten der Gewerkschaften ein Dankeschön da­
für zu sagen, daß es mÖQlichgewesen ist, durch
Vorschüsse zu erwirk-en, daß die Bed~ensteten ab
dem Zeitpunkt der Besch·lußfassung im Bund in den
Genuß dieser Verbesserungen g-ekommen sind. Das
i'st unbestritten. Herr Landeshauptmann, ,ich glaube.
daß das ein Weg ,ist, der letztlich den Bediensteten
g,eholfen hat und daher danke ,ich ·I,hnen und der
Regierung, die diese Beschlüsse zu f·assen gehabt
hat, tn aUer Form.

Ich meine -aber, daß wir auch einer anderen Ver­
pflichtung nachzukommen haben, dem Rechnungs­
hO'f gegenüber nämlich. Nachdem der Rechnungs­
hof wiederholt kritisiert hat, daß die Beschlußfassung
nicht unmittetbar etiolgt, rege ich an, d,iesen Man­
gel durch mehrere kurztrtstige Novellen zu besei­
tigen. Ich meine damit konkret raschere Besch~uß­

fassungen im Ho!hen Haus.

Zum Beamten-Dienstrechtsgesetz habe ich ge­
sagt, daß es ein großes Kodi-fjlkationswel'lk ist, das
da in z·wei Etappen gelungen :ist, und 1'0 welchen
man sich zuerst mit (jem DienstrechtsverhäUnis, mit
der dienstlichen AusbikJung der Beamten, mit der
Verw·endung, mit den Rechten des Beamten und
mit den LetstungsfeststeU-ungen und Disziplinarver­
fahren befassen mußte. Alles Fr:agen, die wir sch-on
im ersten Teil, in der Etappe des D-ienstrechtsgeset­
zes 1977 kennengelernt haben. Verbl'ieb also nun die
zweite Etappe, die wir heute v-ollziehen und mit der
ersten faktisch zu ei,nem neuen Gesetz, dem IBeam­
ten-Dienstrechtsgesetz 1979 verbinden, :tn welchem
man sich neben der Auße~dienststeltung und der
VersetzungsproblemaUk ·in den Ruhestand, auch mit
dem· wichtigen· Gebiet der Dtenstpfl~chten eines Be­
amten beschäftigt und diese nun normiert. Und letzt­
lich hat man nun aber auch die Lehr-erd1enstprag­
matik von .cfamalsin einer verbesserten und abge­
änderten Form in den besonderen TaU dieses Ge­
setzes autgenommen. Vom Landesbeamtengesetz
1978 selber wissen wir, daß wir es so ausgestattet
haben, daß es eigene organi'satorisch-e Bestimmun­
gen hinsichtlich der Leistungsfeststell,ung und hin­
s·!chtl.ich des Diszipl-inarrechtesgibt. Wir wissen aber
auch, daß das Modell selber von dem des Bundes
abweicht. Deshalb halte ich· es fÜr notwendi,g, eine
Anpassung und damit -eine Gleichstellung der Be-

diensteten und der·Beamtenschaft des Landes Bur­
genlalld, der Frei-städte -und der Gemeinden zu voll­
ziehen. Auch -ist die verfassungsmäBtge Ver.anke­
rung der Unabhäng,igkeit und Selbständigkeit der
Mitgl·ieder der Prü~ungskommission, der Disziplinar­
kommissionen, der Oberkommission und der Lei­
stungsfeststeUungsk-om:mission notwendig. Genau-so
wichtig ·ist ·es, der Personalvertretung bei der Ent­
sendung der einzelnen, Mitgl,iederin die von mir
genannten Kommissionen jene Mitwirkungsr:echte zu
sichern, wi:e sie zur Zeit ,auf Bundesebene bestehen.
Ich freue mich, daß e·s uns getungen !ist, im Rechts­
aussch,uß eine entsprechende neuerliche überein­
stimmung zu el'2ielen. ·Es wunde erklärt, daß gegen
den Inhalt der 'Von mir genannten Mängel nichts ein­
Zluwenden ist, (jaß -aber der Z-eitpunkt dafür noch
nicht gegeben wäre,· weil der Verliassungsgerjchts­
hof in der Sache Landesbeamtengesetz noch nicht
entschlieden -hat. Ich möchte aber betonen, daß die
genannten Angelegenheiten, ·mit Ausnahme des Pa­
ragraphen 2 Absatz 2, ,der ,Bestimmung !Über die Son­
denbehöJlde, mit der Entscheidung des Verfassoogs­
gerichtshofes nichts zu tun haben. Deshalb möchte
ich die Landesregierung ersuchen, diese beiden D.j:n­
ge zu trennen und ersuche i,nsbesondere um ehest­
mögliche Älusarbeitun,g einer Regierungsvorlage, da­
mit ma'n in Gewerkschaft und PersonalYertretung
aus~eich'end Zeit hat, über diese VorsteUungen und
die damit zusammervhängenden Fragen 2iU diskJutie­
ren. Denn d4e partnerschaftlichen Verhältnisse in
diesem Gesetz, die der Herr Abgeordnete Doktor He­
sele, ein Sozialist, im Parlament so gerühmt hat, die
sollten bitte auch den burgenländischen Bedienste­
ten zug1ute kommen.

Die 33. Gehaltsgesetznovelle ist fast komplett
übernommen worden, nur -drei Worte weisen darauf
hin, daß es doch einen gravierendem Unterschied
glibt. Es heißt näml·ich: mit Ausnahme des Artikel IV.
Solche Di,nge ,kennen wir aus anderen Bereichen.
Ich darf f-eststellen, daß diesesmal der Bereich des
Härteausgleiches betroffen ist. Jener Bereich, wo
sich der Bundesdienst so behi-Ift, daß dann, wenn Be­
förderungsrichHinien v~rbessert werden, für jene Be­
diensteten, die n-icht in den Genuß dieser Verbes­
ser:ung kommen können, durch einen Härteausgleich
eine Neufeststellung jenes Stichtages erfolgt, der für
die besoldungsrechtliche Stellung des Beamten not­
wendig ist. Und ich glaube, daß es zu simpel wäre,
diese Bestimmung tür Ausgleichsregelungen unter
den T~sch tal'len z·u ~assen. Ich gebe ZtJ, daß wir in
letzter Zeit keine Verbesserung der Beförder;ungs­
rlchtUn·ien gehabt haben, weshalb diese- Bestimmung
für uns auch zum jetZigen Zeitpunkt nicht angewen­
det werden kann. Aber, Herr Landeshauptmann, wir
haben zweimal die Beförderungsrichtlinien vel'ibes­
sert, zweimal hätten ,im burgenländischen Landes­
dienst jene Bediensteten, die woh,1 betroffen, aber
von den Verbesserungen kernen Nutzen ziehen konn­
ten, in den Genuß ·eines Härteallsgleiches kommen
können. Und ich darf fü,r die Zukunft, wm m,an das
Prinzip der Automatik wahren und den Härteaus­
gleich ·als grundlegendes Prin2!ip des Bundes erhal-
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ten, ersuchen, daß auch bei tuns im Burgenland dann.
wenn die BeförderungsrichUinien verbessert werden,
eine entsprechende Novellierung unseres Landes­
beamtengesetzes und -der folg-enden Gesetze durch­
geführt wird. Es ist dies keine Bessersteltung, son­
dern nur eine Gleichstellung mit dem Bundesdienst
in diesem· Bereich. Ich bin überzeugt, unsere Be­
diensteten verdiienen· dies.

Zur 1. No~-elle des G,emeindesanitätsgooetzes 'ist
nichts zu sagen, wohl aber zur 1. Novelle des Ge­
meindebedienstetengesetzes, der Vorlage 13-57. Es
ist bekannt, daß - und ich habe es auch Im Rechts­
ausschuß ausgeführt - eine Forderung der Gewerk­
sch,aft der Gemeindebediensteten, ebenso wie ei-Il
Schreiben des Fachverbandes der burgenländischen
Amtmänner vorliiegt, den Paragraphen 22 Absatz 2
litera c des bestehenden Gemeindebediensteteng'e­
setzes 1971 in der Hichtung ,h;n zu .änder.n, daß der
zweite Halbsatz des ersten Satzes und der gesamte
z:weite Satz faktisch ersatzlos gestrichen wird. Es
handelt sich dabei um die Beschränkung der Zahl
der Dienstposten f.ür leitende Bedienstete in der
Dienstklasse VII, die <.Ierzeitim Gesetz mit 10 Pro­
zent verankert ist. Es geht dabei auch um die Dienst­
zeit, die zur Beförderung zurückgelegt werden muß
und derzeit mit 30 J'ahr.en normi'ert ist. Ich glaube,
daß diese Forderungen der Amtmänner gerechtfertigt
sind. Bezüglich der Frag-e der Zahl der Dienstposten
haben wir heute im Rechtsausschuß gehört, daß der
Herr Landeshauptmann belleit ,ist, daß das Ausmaß
der Lockerung des Prozentsatzes geprüft werden
soll - ich möchte aber sagen, genauso notwendcg
wäre auch dJe Herabse~un:g der zurückzulegenden
Dienstzeit - und daß die Bereitschaft besteht, dies
im Herbst zu tun.

Meine Damen und Herren! Die große Dienst­
rechtsreform ist gelungen. Ob sie beendet ist, kann
ich Ihnen nicht sagen, denn ,ich höre schon, daß die
1. Novelle beim Bund bereits ,mit der Gewerkschaft
verhandelt wird. Der zweite wesentliche Pfeiller aber,
das ·Besoldungsrecht, ist jener Komplex, der jetzt
in einem großen Forum zu diskutieren sein wird. Das
Gehaltsgesetz 1956 soll jetzt verändert werden und
viel,e Staatssekretäre, Lauseck·er und auch der jetzi­
ge Staatssekretär bemühen sich in dieser Sache; al­
le ·unter anderen Vorzeichen. Der eine versucht unter
dem Titel "Besoldungsreform" zu Ergebnissen zu
kommen, der andere - weil man nicht durchge­
kommen ·ist - unter dem Titel "Modemisierung der
Besoldung". Wesentlich erscheint mir, daß die bis­
heri,gen Vorschläge, die dazu gemacht worden sind
und die eine Auflassung des Dienstklassensystems
nach sich ziehen sol,lte,gescheitert sind. Dies freut
uns, weH wir haargenau wissen, daß ein Grundstaf­
fel, ein Leistungsstaflel, ein Verwendungsstaftel ein
System darstellen, das tür unsere Landesverwaltung
~einen Funken einer Brauchbarkeit .aufweist und
ich freue mich, daß die Länder den Beweis erbracht
haben, das derzeit bestehende Gehaltsgesetz 1956
in jener Art und Welse zu handhaben, daß es doch
möglich war, ansprechende Erfolg,e für die Landes­
beamten z:u erzielen. Wenn aber der Bund keine

Verbesserungen vorschlägt, weil er letztlich dieent­
scheidende Frage nicht prÜfen will, ob tür ,eine Ver­
besserung der Gehaltsreform auch das entsprechen­
de Geld zur Verf.(jgung steht, würde ich mein~n, daß
von unserer Warte aus die Ländergewerkschaften
Gott sei Dank gegen die Auflassung djeses Systems
sind und daß sie dile derzeit laufende Diskussion hin­
sichtlich ei·ner teilweisen Aufhebung der Dienstklas.:.
sen und hi-'ns'ichtlicheiner Zlusammenleg·ung des Ent­
lohnungsschemas I und 11 sehr wohl prüfen werden
müssen. Persönlich bin ich der Auf.f.assung, daß da­
bei für die Ländesbediensteten überhaupt nicht mehr
drinnen ist, als unter Umständen Versch,lechterun­
gen, und daß letZtlich auch die Frage, ob der Bund
seine -Betörderungsrichtlinlen verbessern kann oder
nicht, nicht auf dem Rücken der ,Landesdienste aus­
zutragen ist. Deshal·b meine lieh bei aller Solidarität
zu den Bundesbediensteten, denn viele Dinge, die
der Landesdienst als Vorreiter in den Länder,n durch­
gebracht hat, hat der Bund dann gesetzlich gere­
gelt, daß wi·r ,eines sagen können: Die Frage, ob ei­
ne Verbesserung erfolgt oder nicht, hängt letztlich
von den Finanzen ab. Und .ich meine, bevor wir ei­
ner Kosmetik oder ei.nem Zerfall des Gehaltsgeset­
zes 1956 zusehen. so'Uten wi runs .bei der Moderni­
sieliung entschl'ießen, die Frage' zu stellen, was den
Landesbediensteten etwas bringt und für die Uin­
der noch tragbar 1st. 'Ich b~n also eher dafür, bekann­
te Systeme ausZlÜbauen und 21U verbessern, als un­
bekannte Systeme ,einzuführen und damit Verschlech­
terungen tür die von mir .angezogenen Kreise zu be­
wirken. Mit diesen Anmerkungen. mit denen ich auch
den Herlln Landeshauptmann bitte, den beamteten
Person'alreferenten, . in Respektierung der Möglich­
keiten, die wir als Landtag haben und die verfas­
sungsmäßig ,geregelt sind, doch auch dann entspre­
chende Aufträge zu erteilen, wenn sie gegen den
Bund gerichtet sin9..per Landesdienst wird es ihm
und auch den ~egier:ungsmi~gliedern sicherlich zu
lohnen wissen. In d~~sem Sinne, glaube ich, haben
wir heute ein großes Werk zu beschließen. Wir von
der Österreichi'schen Volkspartei werden diesem gro­
ßen Reformwer·k auch unsere Zustimmung erteilen~

(Beifall bei der ÖVP.)

Präs:ldent PInter: Als nächstem -Redner erteile
ich das Wort Herrn A1bg,eordneten Wurgllcs.

Abgeordneter Wurgllcs (SPö): Herr Präsident!
Hohes Haus! Dienstrechtliche Problematik scheint
den Landtag in letzter Zeit zu beschäftigen. Haben
wir erst inder letzten Landtagssitzung das Personal­
vertretungsgesetz beschlossen, so machen heute
sieben Bundesgesetze mit dienstrechtlichem Inhalt
es notwendig, eine Ergänzung und eine Novelle zum
Landesbeamtengesetz zu beschließen. Die materiel­
le Automatik des Dienstrechtes des Landes mit dem
Dienstrecht des Bundes erzwingt diese Beschluß­
fassung, um durch Landesgesetze diese dlenstrecht­
li'chen Gesetzesbeschlüsse des Bundes auch für die
Landesbediensteten- anwendbar zu erklären. Bundes­
kanzler Dr. Bruno Kreisky hat .n seJner Regj'erungs­
erklär.ung sm 5. November 1978 eine ,Reform des
Dienstrechtes der Bundesbedi,ensteten angekündigt.
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Analog der bereits 'erwähnten materiellen Automa­
Uk. wirkt sich <:I iese Refonm auch auf die Landes­
bediensteten aus.

Nach der heutigen Besch'uBfassung dieser Ge­
setze. -kann von einer EnüUung der Dienstrechtsre­
form auch für die Landesbedienstetengesprochen
werden. Das heißt, daß nun die öffentliche Verwal­
tung, aber auch die' Bediensteten mit d'f?'m Dienst­
rechtsgesetz 197Qein Instrument -in die Hand be­
kommen haben, in dem in überschaubarer Form alle
dienstrechtlichen Be~ange zusammengefaßt sind.

P.ersonalrechtliche und d~nstrechtliche Foroe­
nungen zmischen dem Dienstgeber und dem Dienst­
nehmer wird es aber immer geben; g-anz besonders
im Landesdienst, da es durch die Autonomie der
Länder im D-ienstrecht bereits verschiedene Vorteile
der Bediensteten in den einzelnen Ländern gibt und
diese Vorteiie tür seine KoUegen ebenfalls zu er­
reichen muß das Bestreben der jeweiligen Personal­
vertretung sein. Auch das Burgenland hat seinen
Bediensteten finanzielle Vorteile zukommen lassen,
die andere Bundesländer und die ,Bundesbedlenste­
ten nicht besitzen, wie zum Beispiel die Anrechnung
von Biennien bel der Pensionierung. Die Gebl,ets­
körperschaften und die vier G,ewer:kschaften des öf­
fentlichen Dienstes haben nach langen Verhandlun­
gen, nach der ersten Etappe der Kodi·fikaUon. das
Dienstrechtsgesetz 1977,das j1a bereits in das Lan­
desbeamtengesetz 1978 eingebaut ist, nun auch das
Dienstrechtsgesetz 1979 era-meitet. Kollege KaraI!
hat bereits erwähnt. wie dr.ingend diese Dienst­
rechtsreform war, da die geltenden Gesetze ·aus dem
Jahre 1914, 1917 und 1946 stammten und dieses
Dienstrecht in keiner Phase mehr unserer modernen
demokrat!schen Staatsfol'lm ~nt9prach.

Und so enthält dieses neue Dienstrecht nicht
nur sehr sensible TeHe, für die8ediensteten, wie
Versetzung, Auflösung des o.~nstverhältnisses, Ru­
hestandsversetzung - Kol'lege Karall hat sie auch
schon erwähnt - ,und worüber 'überhaupt viel ver­
handelt wurde, um den Beamten von seinem Erfül­
lungsgehi:lfenim-age zum mitverantwo,rtlichen und
entscheidungsfreudigen Mitarbeiter zu machen, die
DienstpUichten. Aber auch eine normierte Unter­
stützungs- und Infortmationspfllchtgegenüber den
rat- und hilfesuchenden Parteien enthält dj'eses neue
Dienstr-echt. Dies bedeutet, daß VelWaltung Dienst
an der öffentlichkeit ist, das unserem sozial·istischen
Grundgedanken voll entspricht und weiters dem Be­
dürfnis der Bevölkerung 'nach Unterstülztmg und In­
formation durch die Verwaltung Rech1nung trägt, aber
auch zu einem Verständnis tür die Funktion der öf­
fentlichen VerwaUung in unserer Zeit positiv beitra­
gen soll. Dazu später noch ei,n paar Worte.

Leider muß ich a.ls Personalvertreter es hinneh­
men, daß es uns, der PersonalveTtt1etung, nicht ge­
Jungen ist, einige Dinge, wie den Härteausg~ich.

den Artikel 4 der 33. Gehaltsg,esetznoveUe, sowie
die Weisungsgebundenheit bei der Leistungsfeststel­
lungs- und rnszipUnarkommission ·analog den Be~

stimmungen des Beamtend.enstrechtsgesetzes 1979
anzupassen. Dies konnte insofern nicht geschehen,
da das am 15. 12. 1978 beschlossene Burgenländi­
sehe Landesbeamtengesetz 1978, und zwar der § 2
des Gesetzes, der ,in ,unmjttelbarem Zusammenhang
und entscheidend für die ErlüUung dieser Forderun­
gen. ist, von der ÖVP-Fraktion beim Verfassungs­
gerichtshof auf Feststellung der Verfassungsmäßig­
k-eit angefochten wurde. (Abg. Dr. Sc h mall: Das
stimmt ja/) Neben den vorgebrechten verfassungs­
rechtlichen Bedenken gegen diesen § 2 wurden ·sei­
nerzeit vom Abgeordneten Dr. W3dder aber auch po­
litische Unterstellungen 'g.egen die SPö vorgebracht,
die ich heute entschieden zurückweisen möchte. Sie
haben ,nämlich, Herr Dr. Widder, unter anderem ge­
sagt 'und 4ch zitiere wörUich ,aus dem sten·ographi­
sehen Protokoll der 6. Sitzung der XIII. W-ahlperi-ode
vom 15. 12. 1978: "Sozialisten waren in der Behend­
tung personalpolitischer P,rob~eme nie zimperlich. Sie
haben ,in vielen Bereichen keine Skrupel gezelgt,
parteipolitische Entscheidungen ZlU treffen. Cl Ende
des Zitats. (Abg. Dr. W i d der: Na und/) Wenn wir
SOzialisten in der Behandtung der PersonalprobJe­
me nicht zimperl-ich und skrupellos gewesen wären,
dann müßte in der burgenländlschen ,Beamtenschaft
heute e-in ganz anderes Klima vorherrschen (Abge­
ordneter Dr. W i d der: Wieso?) dann müßten wir
bei den kommenden Personalvertretungswahlen, wie
in Niederösterreich, mit einem vo~ksdemo,kratjschen

Ergebnis rechnen können. Aber das glauben Sie ja
selbst nicht. (Abg. Dr. W i d der: Warum schauen
Sie nicht nach Wien, warum gehen Sie Immer nach
Niederösterr,9Ich?) Warum njcht? Sie machen auch
Immer Ausflüge in d,e ,Bundesländer und u"berhaupt
.gern nach Wien. Lassen Sie mich auch einmal nach
Niederösterr-eich ,gehen. (Abg. Dr. W i d der: Ich
bitt' Sie gar schön. Wenn der Nachbar einbricht und
stiehlt, brauchen Sie ja auch nicht einbrechen und
stehlen/) Nein, sicherlich nicht. aber ich springe s0­

wieso nicht in den Brunnen, wenn Sie spr1ingen.

Hohes Hausl Ich bin nun doch schon eine zeit­
lang ,p.ersonalvertreter und ich habe nirgends und
nie "bemerken können, daß burgenländische Bedien­
stete im letzten Jahrzehnt parteipolittscherWillkür
ausgesetzt warten. Es war dies aber in einer Zeit
vorher, in der Sie die MehJlheit in diesem Lande lund
die zuständj:gen -Referate hatten, der Fall. (Abgeord­
neter Dipl. Ing. Kar a 11: Nicht, nicht, sonst muS
ich zitieren.) Ich habe diese Erfahrung am eigenen
Leibe verspürt und weise deshalb all diese Angrif­
fe auf das schärfste Zlurück. (Beifall bei der SPÖ.)

Hohes Haus! Ich bin s:icher, daß nach dem Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes. diese von
mir angeführten ausständlgen ·und ungelösten AnUa­
gen der Personalvertretung zu lösen sein werden.
Den- -burgenländischen Landesbediensteten sind bis­
her global aHe 'seine dienstrechtlichen Anliegen er­
fÜllt ,worden. (Abg. Dipl. Ing. Kar a 11: Global? Was
meins,' Du mit global?) Oa1ür zu sorgen ist ja auch
A,ufgabe der Personalvertretung 'und"ich 'habe schon
be-i der' Beschlußfassung des' Personalvertretungs­
gesetzes gesagt, daß der Erfolg oder der Mißerfolg
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de," Personalvertretung nicht beim Gesetz, sondern
bei den jeweiligen Vertretern liegt.

Da wir nun das lang ersehnte Personalvertre­
tungsgesetz besitzen und ·es mit 1. Juni 1980 auch
bereits tn Kraft ,getreten ·;st ·und nur noch die Wahl­
ordnung und dte Geschäftsorodnuog fehlen, wird es
nun notwendig se~n, einen Wahlter:min für die Per­
sonalvertretungswahl rest2usetzen, um den Bedl·en­
steten des Landes eine Personatvertretung zu ge­
ben, dte auch gesetzUch fundiert ist. Die Wahlord­
nung und die Geschäftsordnung sollen ja im Ent­
wurf schon fertig setn, sodaß deren -Beschtußfassung
demnächst erfolgen könnte.

Für uns Sozialisten ·gehört die B,esserstellung
und die Hebung des Lebensstandardes der Landes­
bediensteten, ,genauso wie bei der übrigen burgen­
ländischen Bevölkerung, zu den gleichen so~laIJsti- ,
schen ·Grundprinzipien. Aber nicht nur die finanzieJ.le
Besserstel.lung ist für den Bediensteten entschei­
dend, auch seine dienstrechtliche Bessersrellung,
sOWlie sein Ansehen in der Öffentlichkeit. Leider
hat sich das Image des Öffentlichen Bediensteten In
letzter ZeU nur wenig verbessert, obwohl der Wunsch,
im öffentlichen Dienst tätig zu setn, Immer mehr ~u­

nimmt.

Und nun zu Ihrer Feststellung über die BRD. In
derBRD hat eine Umfrage erogeben, daß unter an­
derem 33 Pr-ozent der Befflagten eine deutliche Ent­
fremdung zw~chen sich und dem Staatsapparat emp­
finden und die öffentliche Verwaltung für sie eine
Quelle der Angst, der Verunsicherung und der De­
müUgung ist. Ober Österr:eich ist mir so ·eln Umfrage­
ergebn,is nicht bekannt, aber Ich könnte mir vor­
stellen, daß, Iwenn auch nicht in elnem so -dramati­
schen Sinne, doch ei·n annäherndes Ergebnis vorzu­
finden wäre. Ich glaube daher, daß, wenn wir über
Gese~esbesch·lüsse, die die -Bediensteten der Lan­
desver-waltung betreffen, beraten, neben allen Aspek­
ten, die d.ie Bediensteten direkt betreffen, den Ge­
sichtspunkt der Einstellung der Bevöl~erung zur Ver­
wal1lung berücksichtigen sollten und versuchen soll­
ten, den Abbau dieser etwaig voroherrschenden Hor­
rormeinung, gemeinsam - Landtag, Landesreg,ierung
und die Bediensteten - vorzunehmen. Im Dlenst­
re.chtsgesetz 1979 sind bereits Ansätze dazu vorhan­
den.

Nietzsche hat einmal den Ausspruch get·an, daß
der Staat das ".kältestealler Ungehe,ueru ist. Di,es
·soll wahrlich nicht sein, sondern soll, wie der Herr
Bundespräsident Dr. Kirchschläger es einmal for­
mulierte "eine auf den Menschen hin ausgerichtete
G'eme~nschaftll sein.

Da diese erste Novelle und erste Ergänzung
zum Landesbeamtengesetz 1978 den Bediensteten
des Land$ zum Vorteil gereicht, gtbt meine Fraktion
d~u, :ebenso ,wie zu den Übrigen zwe,i Novellen, ihre
ZUsUmmung. (Beifall bei der Spö.)

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Der Herr Berichterstatter, Abgeordneter Sipötz,
hat das Schlußwort. (Abgeordneter Sipötz: Ich ver­
~ichte!) - Er verzichtet.

Wünscht der Herr Abgeordnete Dr. Dax das
Schlußwort? (Abgeordneter Dr. Dax: Ich verzichtei)
- Auch .er verzichtet.

Wir kommen zur Abstimm.ung.

Ich lasse ~uerst über den vierten P'un,kt der Ta­
,gesordnung abstimmen. Es :ist dies der Bericht des
Rechtsausschusses und des Finanza.usschusses über
den Gesetzentwurf, mit dem das Landesbeamtenge­
setz 1978 ergänzt wird (1. Ergänzung zum Landes­
beamtengesetz 1978) (ZI. 13 - 53).

Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Ge­
setz i'n der vorliegenden Fassung ~ustimmen wollen,
sich von den Plätzen zu ·erheben. - Das Gesetz ist
in z w ei te r Lesung angenommen.

Der Herr Berichterstatter beantragt die sofortige
Vornahme der dr.itten Lesung.

Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Ge­
setz auch in dnitter Lesung lhre Zustimmung er­
teMen, sich von den Plätzen ~u erheben. - D'as Ge­
setz ist somit auch in d r i t t e r Lesung an 9 e­
nommen.

Es folgt nun di.e Abstimmung über den 5. Punkt
der Tagesordnung, es ist dies der Bericht des
Rechtsausschussee über den Gesetzentwurf, mit dem
das Landesbeamtengesetz 1978 geändert wird (1.
Novelle ~um l:andesbeamtengesetz 1978) (ZI. 13­
54).

Ich bitte jene Abgeordneten, die dem Gesetz
in der vorliegenden Fassung zustimmen wollen, sich
von den Plätzen zu erheben. - Das Gesetz ist so­
mit in z w e i t e r Lesun.g angenommen.

Der Herr Ber·ichterstatter beantragt die sofortige
Vornahme der dritten lesung.

Ich ersuche jene Abgeor.dneten, die dem Gesetz
auch in dritter Lesung Ihre Zustimmung erteilen, sich
von ihren P~ätzen zu erheben. - Das Gesetz ist so­
mit auch In d r i t t e r Lesung a n gen 0 m m e n .

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den
6. Punkt der Tagesordnung, dem Bericht des Rechts­
ausschusses und des F'iflanzausschusses über den
Gesetzentwurf, mit dem das Gemeindebediensteten­
g'esetz 1971 geändert wird (1. Novelle zum Gemein­
debedienstetengesetz .1971) (ZI. 13 - 57).

Ich bitte jene Abgeordneten, die diesem Gesetz
in der vorliegenden Fassung zustimmen wollen, s1ch
von den Plätzen 7JU erheben. - Das Gesetz Ist in
z w e ·i t e r Lesung angenommen.

. Der Herr Berich~rst·atter hat die sofortige Vor­
nahme der dritt~n Lesung ~.~antragt.

Ich ersuche jene Abgeordneten~ die dem Ge­
setz auch in dritter Lesung ihre Zustimmung erteUen,
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sich v-on den Plä~en zu erheben. - Das Gesetz ist
somit auch in CI r -i t t e r Lesung a n 9 an 0 m m e n .

Als letztes lasse lieh über den Bericht des
Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf, mit dem
das Gemei'ndesanitätsgesetz 1971 geändert wird (1.
Novelle zum Gemeindesanitätsgesetz 1971) (ZI. 13 ­
55), abstimmen.

Es ist dies der 7. Punkt der Tagesordnung.

Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Gesetz
in der vorl!'ieg-enden Fassung zlustimmen wol-Ien, sich
von den Plätzen zu erheben. - Das Gesetz ist in
z w e -i t e r Lesung angenommen.

Der Herr Berichterstatter beantragt die sofol1ige
Vornahme der dritten Lesung.

Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Ge­
setz auch in dritter Lesung -ihlie Zustimmung ertei..
len, sich von den Plätzen zu erheben. - Das Gle­
setz ist somit auch in d r -i t t e r Lesung a n g e ­
nommen.




